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Stoppschild für Extremisten: Landtag will Voraussetzungen für
Schöffendienst hochschrauben

Die vier demokratischen Fraktionen im Landtag von Baden-Württemberg planen mit einer
Gesetzesinitiative Extremisten den Zugang zum Schöffendienst zu erschweren. GRÜNE, CDU, SPD und
FDP/DVP treiben dazu eine Gesetzesänderung voran, um die Verfassungstreue bei ehrenamtlichen
Richtern zu verstärken. Der Gesetzentwurf zur „Änderung des Landesrichter- und
–staatsanwaltsgesetzes“ wird am Donnerstag im Landtag eingebracht.

Die Gesetzesinitiative ist eine Reaktion auf mehrere Versuche der rechtsextremen Szene, eigene
Kandidaten im Schöffendienst unterzubringen und findet vor dem Hintergrund der anstehenden
Schöffenwahlen im September statt. Angesichts der Schöffenwahlen ist ein schneller Handlungsbedarf
nötig, damit die neuen Regelungen rechtzeitig in Kraft treten. Daher soll der Gesetzesentwurf am 12. Juli
im Landtag verabschiedet werden, nach einer vorherigen Diskussion in einer Sondersitzung des
Ständigen Ausschusses.

Die vorgeschlagene Gesetzgebung schreibt die Anforderungen an die Verfassungstreue ehrenamtlicher
Richter fest, vergleichbar mit den Anforderungen an Berufsrichterinnen und -richter. Sie sollen nur
berufen werden, wenn sie gewährleisten, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung
einzutreten. Damit setzt der Gesetzgeber ein Zeichen an alle, die die Demokratie durch die
Unterwanderung der Justiz gefährden wollen. Der Gesetzgeber setzt die Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts um, wonach auch die Verfassungstreue von ehrenamtlichen Richterinnen
und Richter feststehen muss. Werden Umstände bekannt, die daran zweifeln lassen, ist eine Berufung
nicht möglich.

Bislang existieren auf Bundesebene keine Regelungen zu diesem Thema, daher besteht die Möglichkeit
für das Land, diese Lücke zu schließen. Der Bund hatte eine Regelung angekündigt, die jedoch
voraussichtlich nicht rechtzeitig zum September in Kraft treten wird. Daher gehen die Fraktionen im
Landtag von Baden-Württemberg eine gemeinsame Regelung nun an.


